






Kanton St.Gallen 
Baudepartement

Baudepartement, Amt für Raumentwicklung und Geoinformation, 
Lämmlisbrunnenstrasse 54, 9001 St Gallen

A-Post
Stadtrat Gossau 
Bahnhofstrasse 25 
9201 Gossau

3. Dezember 2014

Geschäft Nr. 14-6621
Gemeinde Gossau: Genehmigung von Gemeindeerlassen

Sehr geehrter Herr Stadtpräsident 
Sehr geehrte Damen und Herren Stadträte

Sie haben uns in Nachachtung von Art. 31 des Baugesetzes (sGS 731.1; abgekürzt 
BauG) folgende Erlasse zur Genehmigung eingereicht:

• Teilzonenplan Bahnhofplatz 

e Schutzverordnung Bahnhofplatz

Der Teilzonenplan umfasst den Teil zwischen der Herisauerstrasse und dem Bahnhof.
Der östliche Teil mit den Güterschuppen sowie der Bahnhofsplatz/Busbahnhof verbleiben 
in der Verkehrsfläche. Das Bahnhofsgebäude sowie die beiden angrenzenden Nebenge­
bäude werden der Kernzone, die Fahrradabstellanlage wird der Zone für öffentliche Bau­
ten und Anlage und die Böschung zwischen Gleiskörper und Stadtbülstrasse der Grün­
zone Freihaltung zugewiesen.

Das Bahnhofsgebäude, die beiden Nebengebäude sowie die historischen Perrondächer 
werden neu als Schutzobjekte in die Schutzverordnung aufgenommen.

Die Erlasse wurden am 20. Februar 2014 vorgeprüft. Die Erwägungen aus der Vorprüfung 
sind in die Unterlagen eingeflossen.

Die Erlasse wurden vom Stadtrat am 7. Mai 2014 beschlossen. Die öffentliche Auflage 
wurde 3. Juni bis am 2. Juli 2014 durchgeführt. Es gingen keine Einsprachen ein. Die 
beiden Erlasse wurden vom Stadtparlament am 2. September 2014 erlassen. Der 
Teilzonenplan wurde vom 13. September bis am 22. Oktober 2014 dem fakultativen 
Referendum unterstellt. Diese wurde nicht ergriffen.

Das von der Umzonung betroffen Gebiet liegt mitten im Baugebiet. Aufgrund der Lage 
handelt es sich um eine Umzonung im Siedlungsgebiet und nicht um eine Einzonung im 
Sinne der Übergangsbestimmungen der RPG-Revision. Die Genehmigungsprüfung ergibt, 
dass die Erlasse recht- und zweckmässig sind und genehmigt werden können.

Ab 1.6. 2011 trat die am 4. 5. 2011 revidierte Gewässerschutzverordnung (SR 814.201, 
abgekürzt GSchV) in Kraft. Gemäss der neuer Gesetzgebung haben die Kantone bis
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Ende 2018 die Gewässerräume gemäss Art. 41a und 41b der GSchV grundeigentümer­
verbindlich festzulegen. Da der Gewässerraum vorliegend noch nicht festgelegt wird, gel­
ten die Übergangsbestimmungen, die auch gegenüber Einholungen einzuhalten sind.

In Anwendung von Art. 31 BauG und Art. 94 Abs. 1 des Gesetzes über die Verwaltungs­
rechtspflege (sGS 951.1; abgekürzt VRP), Art. 1 Abs. 1 in Verbindung mit Anhang 6 der 
Ermächtigungsverordnung (sGS 141.41) sowie dem Gebührentarif für die Staats- und Ge­
meindeverwaltung (sGS 821.5) verfügt das

Baudepartement:

1. Die angeführten Erlasse werden genehmigt.
2. Die Gebühr für diese Verfügung beträgt Fr. 950 .-

Die Zonenplanänderung ist gemäss Vertrag betreffend Bezug und Nutzung von Daten der 
Informationsebene Raumplanung innert 60 Tagen nach der Genehmigung in digitaler 
Form (itf) sowie als Planausdruck dem Amt für Raumentwicklung und Geoinformation,
Abt. Geoinformation, einzureichen.

Rechtsmittelbelehrung: Gegen diese Verfügung kann nach Art. 31 Abs. 2 BauG i.V.m. 
Art. 47 Abs. 1 VRP innert vierzehn Tagen seit Eröffnung Rekurs bei der Regierung erho­
ben werden.

Freundliche Grüsse

Der Leiter des Amtes für Raumentwicklung 
und Geoinformation:

U. Strauss

Beilagen
Genehmigte Erlasse 

-  Einzahlungsschein

Kopie
-  Rechtsabteilung (inkl. Erlasse)
-  "Ärnt für Raumentwicklung und Geoinformation (inkl. Erlasse)
-  Denkmalpflege (inkl. 1 Exemplar der Schutzverordnung)
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Baudepartement
des Kantons St.Gallen

Lämmlisbrunnenstrasse 54, 9001 St.Gallen 

Telefon 071 229 30 03, Fax 071 229 39 60

28. September 2001 Stadtrat
9200 Gossau

VII 87 Gossau: Genehmigung eines Gemeindeerlasses

Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Gemeinderäte

Sie haben uns in Nachachtung von Art. 31 des Baugesetzes (sGS 731.1; abgekürzt BauG) 
folgenden Erlass zur Genehmigung eingereicht:

1. Teiländerung der Schutzverordnung vom 9. Dezember 1982

Die Prüfung ergibt, dass die vorgesehene Entlassung des Kulturobjektes Nr. 29 (Wohnhaus 
Vers.Nr. 749, Oberdorf) aus der Schutzverordnung unter Berücksichtigung von Art. 3 Abs. 2 
zweiter Satz BauG genehmigt werden kann.

In Anwendung von Art. 31 BauG und Art. 94 Abs. 1 des Gesetzes über die Verwaltungs­
rechtspflege (sGS 951.1; abgekürzt VRP), Art. 1 Abs. 1 in Verbindung mit Anhang 6 der Er­
mächtigungsverordnung (sGS 141.41) sowie Nr. 26.01 des Gebührentarifs für die Staats- und 
Gemeindeverwaltung (sGS 821.5) verfügt das

Baudepartement:

1. Die Entlassung des Kulturobjektes Nr. 29 aus der Schutzverordnung vom 9. Dezember 
1982 wird genehmigt.

2. Die Gebühr für diese Verfügung beträgt Fr. 300.-.

Rechtsmittelbelehrung: Gegen diese Verfügung kann nach Art. 43 lit. c VRP innert vierzehn 
Tagen seit Eröffnung Rekurs bei der Regierung erhoben werden.

Mit freundlichen Grüssen
Für das Baudepartement 
Der Leiter des Planungsamtes

G-Gossau G-Teiländerung Schutzverordnung BDLeA 0018 20010928.doc



Baudepartement Planungsamt

Beilagen:
Genehmigter Erlass 
Einzahlungsschein

Kopie:
Planungsamt
Rechtsabteilunq

G-Gossau G-Teiländerung Schutzverordnung BDLeA 0018 20010928.doc
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Baudepartement Lämmlisbrunnenstrasse 54, 9001 St.Gallen
des Kantons St.Gallen x j r y  Telefon 071 229 30 03, Fax 071 229 39 60

15. Juli 1998 Gemeinderat 
9200 Gossau

VII 87 Gossau: Genehmigung vdn drei Gemeindeerlassen

Herr Gemeindammann 
Sehr geehrte Gemeinderäte

Sie haben uns in Nachachtung von Art. 31 des Baugesetzes (sGS 731.1; abgekürzt BauG) 
folgende Erlasse zur Genehmigung eingereicht:

- Teilzonenplan Toreggstrasse
- Änderung des Überbauungsplanes Dorfkernzone Arnegg vom 6. 6.1985
- Änderung der Schutzverordnung Gossau vom 9.12.1982

Die Erlasse sind vorgeprüft worden. Sie sind recht- und zweckmässig und können genehmigt 
werden.

In Anwendung von Art. 31 BauG und Art. 94 Abs. 1 des Gesetzes über die Verwaltungs­
rechtspflege (sGS 951.1; abgekürzt VHP), Art. 1 Abs. 1 in Verbindung mit Anhang 7 der Er­
mächtigungsverordnung (sGS 141.41) sowie Nr. 26.01 des Gebührentarifs für die Staats- und 
Gemeindeverwaltung (sGS 821.5) verfügt das

1. Die angeführten Erlasse werden genehmigt.
2. Die Gebühr für diese Verfügung beträgt Fr. 600.-- (je Fr. 200.-).

Rechtsmittelbelehrung: Gegen diese Verfügung kann nach Art. 43 lit. c VRP innert vierzehn 
Tagen seit Eröffnung Rekurs bei der Regierung erhoben werden.

Mit freundlichen Grüssen

Baudepartement:

Für das Baudepartement
Der Leiter-des Planungsamtes

Dr. P/Flaad

BIH02185.DOC



Baudepartement Generalsekretariat

Beilagen:
Genehmigte Erlasse 
Einzahlungsschein

Kopie:
Planungsamt
Rechtsabteilung

BIH02185.DOC
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Baudepartement

des Kantons St.Gallen

Gernelnderat
1 6. Uez. 1237

Prot Nr. g-
StGälen, 4. Dezember 1987 Zemeinderat

, 9202 Gossau

Genehmigung von Gemeindeerlassen

Sehr geehrter Herr Gemeindammann

Sehr geehrte Gemeinderäte

Sie haben uns in Nachachtung von Art. 31 des Baugesetzes (sGS

731.1; abgekürzt BauG) folgende Erlasse zur Genehmigung einge-
_

reicht:

- Teilzonenplan Oberdorf

- Aenderung der Schutzverordnung im Gebiet Oberdorf

In Anwendung von Art. 31 BauG und Art. 94 Abs. 1 des Gesetzes

über die Verwaltungsrechtspflege (sGS 951.1) in Verbindung mit

Nr. 26.01 des Gebührentarifs für die Staats- und Gemeindever-

waltung (sGS 821.5) verfügt das Baudepartement:

1. Die angeführten Erlasse werden genehmigt.

2. Die Gebühr für diese Verfügung beträgt Fr. 500.--.

Mit freundlichen Grüssen

Beilage:

- Genehmigte Erlasse
- Einzahlungsschein

Kopie:-

- Rechtsabtäilung (2)
- Planungsamt
- Rechnungsführer (2)

Der Vorsteher:

Dr. W. Geiger
Regierungsrat

Lämmlisbrunnenstrasse 54, 9001 St.Gallen
Telefon 071 21 30 03



BAU D ËPARTEM ENT DES KANTONS ST.GAL!-EN
îELEFON (071) 2131 11 LÄMMLTSBRUNNENSTRASSE 54

e001sr.GALLEN, 15. April 1983

L,.r.iU;'jGSAMT SG tl
Gemei-nderat

9202 Gossau

Schutzverordnung, Grundstücke Parzellen Nrn. 2387 und 2389 /
Genehmigung

Sehr geehrter Herr Gemeindalrritênfi
Sehr geehrte Gemeinderäte

Das Baudepartement genehmigte am 9. Dezember 1982 die
Schutzverordnung der Gemeinde Gossau. Von der Genehmigung
zurückgestellt wurde das Naturschutzgebiet betreffend
die Grundstücke Parzellen Nrn. 2387 und. 2389. Mit Schrei-
ben vom 23. März 1983 teilen Sie uns mit, dass d,ie politi-
sche Gemeinde diese Grundstücke erwerben konnte und d.amit.
die Einsprache gegen den Einbezug dieser Grundstücke in
das Naturschutzgebiet weggefallen ist.

Gestützt auf Art. 31 des Baugesetzes (sGS 731.1) und Art.94
des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege (sGS 951.1;
abgekíirzt VRP) in Verbindung mit Nr. 26.0L des Gebührent,a-
rifs für d,ie Staats- und Gemeindeverwaltung (sGS 821.5)
verfügt d,as Baudepartement:

1. Die Schutzverordnung der Gerneinde Gossau (Teil Nord'
Arnegg) wird, hinsichtlich der Grund.stücke Parzellen
Nrn. 2387 und 2389 genehmigt.
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2. Die Gebühr für diese Verfügung beträgt Fr. 60.--.

Rechtsmittelbe lehrunq: Gegen diese Verfügung kann nach
Art. 43 Abs. J. P innert vierzehn Tagen seit nröffnung
Rekurs an den Regierungsrat erhoben werden.

Mít. freundlichen Grüssen

Baudepartement
des Kantons St. Gallen
Der Vorsteher:

slg, Dr. W. Geigel

Dr. !{. Geiger,
Regierungsrat

Beilagen:
Einzahlungsschein

Kopie:
- fllanungsamt
- Volkswirt schaf tsdePart.ement

Rr/BD










